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Beilage 14

vom ••.••••.•• J mit dem das Burgenländlsdle Be­
zügegesetz geändert wird.

Der Landtag hat beschlossen:

Art. I

Das Burgenländische Bezügegesetz, LGBI. Nr.
14/1973. wird wie folgt geändert:

1. § 9 erhält folgende Fassung:
,,§ 9

(1) Die Mitglieder des Landtages, der Landes­
hauptmann-Stellvertreter und die Landesräte haben
einen monatlichen Penslonsbeltraq sowie einen Pen­
sionsbeitrag von jeder Sonderzahlung zu entrichten.

(2) Der monatliche Pensionsbeitrag für Mitglieder
des Landtages beträgt für die Zeit vom 1.Jänner 1978
bis 31. Dezember 1978 5,5 v. H., für die Zeit vom
1. Jänner 1979 bis 31. Dezember 1979 6 v. H., für die
Zeit vom 1. Jänner 1980 bis 31. Dezember 1980
6,5 v. H. und tür die Zeit vom 1. Jänner 1981 an 7 v. H.
des Bezuges und der Sonderzahlungen.

(3) Der monatliche Pensionsbeitrag tür den Lan­
deshauptmann-Stellvertreter und die Landesräte be­
trägt für die Zeit vom 1. Jänner 1978 bis 31. Dezem­
ber 19787,5 v. H., für die Zeit vom 1. Jänner 1979 bis
31. Dezember 1979 8 v. H., für die Zeit vom 1. Jän­
ner 1980 bis 31. Dezember 1980 8,5 v. H. und tür die
Zeit vom 1. Jänner 1981 an 9 v. H. des Bezuges und
der Sonderzahlungen.

(4) Werden als Mitglied des Nationalrates oder
Bundesrates oder eines anderen Landtages verbrach­
te Zeiten gemäß § 19 Abs. 2 lit. b eingerechnet, so
ist nachträglich ein Beitrag zu leisten. Dieser beträgt

a) für Zeiten vom 1. Jänner 1961 bis
31. Dezember 1977 5 v. H.

b) für Zeiten vom 1. Jänner 1978 bis
31. Dezember 1978 5,5 v. H.

c) für Zeiten vom 1. Jänner 1979 bis
31. Dezember 1979 6 v. H.

d) tür Zeiten vom 1. Jänner 1980 bis
31. Dezember 1980 6,5 v. H.

e) für Zeiten vom 1. Jänner 1981 an 7 v. H.
der während dieser Zeiten als Mitglied des National­
r!:lto~ ~~tJ~l'eYrYo'Yr'~'&\F1'f0 .. .0'; n.o~ .,. n I'fo..on b~"\f.+A~

e) für Zeiten vom 1. Jänner 1981 an 7 v. H.
der während dieser Zeiten als Mitglied des National­
rates oder Bundesrates oder eines anderen Landta­
ges erhaltenen Entschädigung samt Sonderzahlun­
gen."

2. Dem Abs. 2 des § 10 ist folgender Satz anzufügen:

'iDie Entschädigungen dürfen bei mehrmaliger
Beendigung der Funktionsausübung für das einzel­
ne Mitglied des Landtages insgesamt zwölf Monats­
bezüge nicht übersteigen. 11

3. § 19 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:
.b) der Zeit der Funktionsausübung als Mitgried

des Nationalrates, Bundesrates oder eines
anderen Landtages. wenn für diese Zeit ein
Beitrag nach § 9 Abs. 4 geleistet wird,"

4. Dem § 25 ist folgender Satz anzufügen:
"Die sinngemäße Anwendung des § 43 Abs. 2 des

Pensionsgesetzes 1965 hat mit der Maßgabe zu er­
folgen, daß die Bemessungsgrundlage des Todes­
talIbeitrages der nach den Bestimmungen des § 26
auszuzahlende Ruhebezug zu bilden hat."

5. § 26 hat zu lauten:
,,§ 26

(1) Sind in der nach § 19 Abs. 2 zu berücksichti­
genden ruhebezugsfähigen Gesamtzeit Zeiträume
enthalten, die auch der Ermittlung von gleichartigen
Leistungen nach Vorschriften des Bundes oder eines
anderen Bundeslandes (das sind sämtliche pensions­
rechtlichen Ansprüche, die auf Grund einer Funk­
tionsausübung als Mitglied des Nationalrates, des
Bundesrates, eines anderen Landtages, eines Ge­
meinderates, eines Gemeindevorstandes oder als
Bürgermeister erwachsen sind) zugrunde zu legen
sind, so gebühren die nach diesem Artikel in Betracht
kommenden Leistungen nur unter der Voraussetzung,
daß sie höher sind als die gebührenden (ungekürz­
ten) gleichartigen Leistungen anderer Rechtsträger.

(2) Ist eine dem Abs. 1 entsprechende Einschrän­
kung in den in Betracht kommenden bundes- oder
landesqesetzllchen Vorschriften nicht vorgesehen, so
gebühren unter den im Abs. 1 normierten Voraus­
setzungen die nach diesem Artikel in Betracht kom­
menden Leistungen nur in dem Ausmaß, um das sie
höher sind als die seitens anderer Rechtsträger ge­
bührenden (ungekürzten) gleichartigen Leistungen.

(3) In Fällen, in denen die sonstigen Vorausset­
zungen des Abs. 1 zutreffen, jedoch die Leistungen
des Landes Burgenland und eines anderen Rechts­
trägers in gleicher Höhe "gebühren, gebühren die
nach diesem Artikel in Betracht kommenden Leistun­
gen nur dann, wenn die zuletzt ausgeübte Funktion
die eines Mitgliedes des Burgenländischen Landta-
...........~ .... _ .. 1_&0 :_- ...:_~__ n_.... ! __ •• _.-.. -..;r.l.-----L __ ..-1_

nach diesem Artikel in Betracht kommenden Leistun­
gen nur dann, wenn die zuletzt ausgeübte Funktion
die eines Mitgliedes des Burgenländischen Landta­
ges war. Ist eine dieser Bestimmung entsprechende
Einschränkung in den in Betracht kommenden bun­
des- oder landesgesetzlichen Vorschriften nicht vor­
gesehen, so gebühren in solchen Fällen nach diesem
Artikel keine Leistungen."

6. § 27 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
llWird ein ehemaliges Mitglied des Landtages,

das keinen Anspruch auf. einen RUhebezug erlangt
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hat, in den Nationalrat oder in einen anderen Land­
tag gewählt oder in den Bundesrat entsendet, so hat
das Land Burgenland auf Antrag des Mitgliedes die
nach § 9 geleisteten Beiträge dem Bund oder dem
anderen Land zu überweisen. Diese Überweisung hat
jedoch nur dann zu erfolgen, wenn auf Grund der in
Betracht kommenden bundes- oder landesgesetzli­
chen Bestimmungen Mitglieder des Nationalrates,
des Bundesrates oder des anderen Landtages von
ihren Entschädigungen Beiträge mindestens in der
im § 9 Abs. 4 vorgesehenen Höhe zu leisten haben."

7. Lit. c des § 31 hat zu lauten:

.c) Zuwendungen, die für die Tätigkeit als Mit­
glied des Nationalrates, des Bundesrates, ei­
nes anderen Landtages, als Mitglied der Bun­
desregierung, als Landeshauptmann, als Mit­
glied einer anderen Landesregierung, als Bür­
germeister oder als Mitglied eines Gemeinde­
rates oder eines Gemeindevorstandes ge­
währt werden,"

8. Lit. g des § 31 hat zu lauten:

"g) wiederkehrende Geldleistungen aus der ge­
setzlichen Pensions- und Unfallversicherung
(ausgenommen ein Hilfiosenzuschuß und Pen­
sionsleistungen auf Grund einer freiwilligen
Weiter- oder Höherversicherung),"

9. Dem Abs. 2 des § 37 ist folgender Satz anzufügen:

"Die sinngemäße Anwendung des § 43 Abs. 2 des
Pensionsgesetzes 1965 hat mit der Maßgabe zu er­
folgen, daß die Bemessungsgrundlage des Todes­
fallbeitrages der nach den Bestimmungen des § 31
auszuzahlende Ruhebezug zu bilden hat."

Art. 11

(1) Die Bezüge, die dem Landeshauptmann-Stell­
vertreter und den Landesräten gebühren, sind für die
Zeit vom 1. Jänner 1978 bis zum 31. Dezember 1978
folgendermaßen zu berechnen:
1. Soweit diese Bezüge insgesamt den jeweiligen

Gehalt eines Landesbeamten des Dienststandes
der Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 6, nicht über­
steigen, sind sie von dem einem solchen Beamten
im Jahre 1978 gebührenden Gehalt zu ermitteln;

2. soweit diese Bezüge den unter Z. 1 genannten Ge­
halt übersteigen, sind sie von dem einem solchen
Beamten im Jahre 1977 gebührenden Gehalt zu
ermitteln.

(2) Abs. 1 ist bei der Ermittlung der Ruhe- und
halt übersteigen, sind sie von dem einem solchen
Beamten im Jahre 1977 gebührenden Gehalt zu
ermitteln.

(2) Abs. 1 ist bei der Ermittlung der Ruhe- und
Versorgungsbezüge, die gemäß Abschnitt 11 und 111
des Burgenländischen Bezügegesetzes gebühren,
sinngemäß anzuwenden.

Art. 111

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. r Z. 4, 5 und 7 bis 9 mit 1. April 1977.
2. Art. I Z. 1, 2, 3 und 6 sowie Art. 11 mit 1. Jän­

ner 1978.

(2) Art. 11 tritt mit 31. Dezember 1978 außer Kraft.

Erläuterungen:

Das Burgenländische Bezügegesetz wurde in sei­
nem systematischen Aufbau nach dem Modell des
Bezügegesetzes des Bundes, BGBI. Nr. 273/1972, er­
stellt. Die einzelnen Bestimmungen des Landesge­
setzes entsprechen im wesentlichen jenen des Bun­
desgesetzes. Die inhaltliche Abstimmung des Bur­
genländischen Bezügegesetzes auf das Bezügege­
setz des Bundes erscheint überaus zweckmäßig und
erleichtert wesentlich seine Vollziehung.

Das Bezügegesetz des Bundes wurde durch das
Bezügegesetz vom 24. 2. 1977, BGBI. Nr. 122, geän­
dert. Dieser Novellierung des Bundesgesetzes ent­
sprechend soll auch das Burgenländlsche Bezüge­
gesetz geändert werden. Art. I Z. 4, 5 und 7 bis 9 des
vorliegenden Entwurfes dienen diesem Ziele.

Die am 20. Juni 1977 zwischen den Gebietskör­
perschaften und den Gewerkschaften des öffentli­
chen Dienstes getroffene Vereinbarung über die Be­
soldungsregelung für das Jahr 1978 beinhaltet eine
Erhöhung der Pensionsbeiträge, die gemäß Art. I Z. 1
des vorliegenden Entwurfes auch auf die im § 1 des
Burgenländischen Bezügegesetzes genannten ober­
sten Organe Anwendung finden soll. Die Pensions­
beiträge der Beamten werden in vier Etappen vom
1. Jänner 1978 bis 1. Jänner 1981 von 5 % auf 7 %
erhöht werden. Demgemäß sollen auch die Pensions­
beiträge der obersten Organe des Landes in vier
Jahresetappen um 2 v. H. angehoben werden; das
bedeutet für die Mitglieder des Landtages eine An­
hebung des Pensionsbeitrages von 5 v. H. auf 7 v. H.
und für die Mitglieder der Landesregierung von
7 v. H. auf 9 v. H. Die Bestimmungen des § 9 Abs. 4,
des § 19 Abs. 2 lit. b und des § 27 Abs. 1 des Bur­
genländischen Bezügegesetzes sollen mit dieser Er­
höhung in Einklang gebracht werden (Art. I Z. 1, 3
und 6 des Entwurfes).

Durch Art. 11 des vorliegenden Entwurfes soll zum
Ausdruck gebracht werden, daß die Mitglieder des
Landtages einschließlich der Präsidenten und der
Klubobmänner an der allgemeinen Bezugserhöhung
im Sinne der vorerwähnten Vereinbarung voll teil­
haben, der Landeshauptmann-Stellvertreter und die
Landesräte jedoch nur hinsichtlich der ersten 100 v. H.
ihres auf Grund des jeweiligen Gehaltes eines Lan­
desbeamten der Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 6, er­
mittelten Bezuges. Der diese 100 v. H. übersteigende
Teil des ihnen gebührenden Bezuges, d. s. 80 v. H.
für den Landeshauptmann-Stellvertreter und 62 v. H.
für die Landesräte, ist demnach nach dem Stand
vom 31. Dezember 1977 (Stichtag) zu berechnen. Ru­
hebezüge ehemaliger Mitglieder der Landesregie-

mrdertL~nde'~W~Wptm~nn:s'iäiivert~e~tuna"62v~H.
für die Landesräte, ist demnach nach dem Stand
vom 31. Dezember 1977 (Stichtag) zu berechnen. Ru­
hebezüge ehemaliger Mitglieder der Landesregie­
rung sowie allfällige Versorgungsbezüge nach sol­
chen Mitgliedern erhöhen sich für das Jahr 1978 nur
entsprechend den Bezügen der derzeitigen Regie­
rungsmitglieder.

Art. I Z. 1, 3 und 6 sowie Art. I1 des vorliegenden
Entwurfes entspricht einer Novelle des Bundes zum
Bezügegesetz BGBI. Nr. 273/1972, die vom National­
rat bereits verabschiedet worden ist.

Art. I Z. 2 normiert tür neuerlich in den Landtag
gewählte Abgeordnete eine maximale Obergrenze
tür die nach Beendigung der Funktionsausübungen
gebührenden Anzahl von Monatsbezügen.


